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2 EuGH-Entscheidung vom 
06.04.2017: Kündigung nach 
Betriebsübergang – Berück-
sichtigung kollektivrechtlich 
abgesicherter Vorbeschäfti-
gungszeiten beim Veräußerer

Art.3 der Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom
12.3.2001 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung
von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Über-
gang von Unternehmen, Betrieben oder Unter-
nehmens- oder Betriebsteilen ist dahin auszu-
legen, dass der Erwerber unter Umständen wie
denen des Ausgangsverfahrens bei der Kündi-
gung eines Arbeitnehmers, die mehr als ein Jahr
nach dem Übergang des Unternehmens erfolgt,
in die Berechnung der Beschäftigungszeiten des
betreffenden Arbeitnehmers, die für die Be-
stimmung der ihm zustehenden Kündigungs-
frist maßgeblich sind, die Beschäftigungszeiten
einzubeziehen hat, die dieser Arbeitnehmer
beim Veräußerer zurückgelegt hat (EuGH vom
06.04.2017 - C-336/15 -, BeckRS 2017,
106134).

3 BAG-Entscheidung vom 
25.08.2016: Wahrung der 
Identität einer wirtschaft-
lichen Einheit bei Betriebs-
übergang

Ein Betriebs(teil)übergang im Sinne von § 613
a I 1 BGB – wie auch im Sinne der Richtlinie
2001/23/EG – liegt vor, wenn die für den Be-
trieb verantwortliche natürliche oder juristische
Person, die die Arbeitgeberverpflichtungen ge-
genüber den Beschäftigten eingeht, im Rahmen
vertraglicher Beziehungen wechselt und die in
Rede stehende Einheit nach der Übernahme
durch den neuen Inhaber ihre Identität bewahrt
(BAG vom 25.08.2016 - 8 AZR 53/15 -, BeckRS
2016, 104909).

Bei der Prüfung, ob eine solche Einheit ihre
Identität bewahrt, müssen sämtliche den be-
treffenden Vorgang kennzeichnenden Tatsachen
im Rahmen einer Gesamtbewertung berück-
sichtigt werden. Dazu gehören namentlich die
Art des Unternehmens oder Betriebs, der et-
waige Übergang der materiellen Betriebsmittel
wie Gebäude und bewegliche Güter, der Wert
der immateriellen Aktiva im Zeitpunkt des Über-
gangs, die etwaige Übernahme der Hauptbe-

legschaft durch den neuen Inhaber, der etwaige
Übergang der Kundschaft sowie der Grad der
Ähnlichkeit zwischen den vor und nach dem
Übergang verrichteten Tätigkeiten und die
Dauer einer eventuellen Unterbrechung dieser
Tätigkeiten. Dabei kommt den für das Vorliegen
eines Übergangs maßgebenden Kriterien je
nach der Art des betroffenen Unternehmens
oder Betriebs, je nach der ausgeübten Tätigkeit
und je nach den Produktions- oder Betriebs-
methoden unterschiedliches Gewicht zu.

Kommt es im Wesentlichen auf die menschliche
Arbeitskraft an, kann eine strukturierte Ge-
samtheit von Arbeitnehmern trotz des Fehlens
nennenswerter materieller oder immaterieller
Vermögenswerte eine wirtschaftliche Einheit
darstellen. Wenn eine Einheit ohne nennens-
werte Vermögenswerte funktioniert, kann die
Wahrung ihrer Identität nach ihrer Übernahme
nicht von der Übernahme derartiger Vermö-
genswerte abhängen. Die Wahrung der Identi-
tät der wirtschaftlichen Einheit ist in einem sol-
chen Fall anzunehmen, wenn der neue Be-
triebsinhaber nicht nur die betreffende Tätigkeit
weiterführt, sondern auch einen nach Zahl und
Sachkunde wesentlichen Teil des Personals
übernimmt.

Kommt es nicht im Wesentlichen auf die
menschliche Arbeitskraft an, da die Tätigkeit
beispielsweise in erheblichem Umfang mate-
rielle Betriebsmittel erfordert, ist bei der Würdi-
gung zu berücksichtigen, ob diese vom alten
auf den neuen Inhaber übergegangen sind. Vor
diesem Hintergrund kann der Übergang mate-
rieller Betriebsmittel ein wesentliches Kriterium
sein, aufgrund dessen ein Betriebsübergang an-
zunehmen ist. Allein in der bloßen Fortführung
einer Tätigkeit durch einen anderen (Funktions-
nachfolge) oder der bloßen Auftragsnachfolge
liegt kein Betriebs(teil)übergang. 

Im vorliegenden Verfahren, das die Übernahme
des bodengebundenen Rettungsdienstes im Alt-
kreis Sangerhausen (Sachsen-Anhalt) durch
einen neuen Inhaber zum Gegenstand hat,
waren zwar nicht (ausschließlich) die materiel-
len Betriebsmittel – insbesondere die Fahrzeuge
– identitätsbestimmend. Vielmehr wurde die
Identität dieses Rettungsdienstes ebenso durch
das Rettungspersonal mitgeprägt. Allerdings
waren die Rettungsfahrzeuge für die wirt-
schaftliche Einheit „Rettungsdienst“ unver-
zichtbar, weshalb die in Rede stehende Einheit
nach der Übernahme durch den neuen Inhaber
ihre Identität nur bewahren konnte, wenn auch

Rechtsprechung

1 BAG-Entscheidung vom
21.12.2016: Vergütung von 
Überstunden – Darlegungs-
last

Zu seinem Urteil vom 21.12.2016 zu Fragen der
Darlegungslast bei der Vergütung von Überstun-
den fasste das BAG urteilsbegründende Leit bzw.
Orientierungssätze (BAG vom 21.12.2016 - 5
AZR 362/16 -, BeckRS 2016, 116751):

Der Arbeitnehmer genügt der ihm obliegenden
Darlegungslast für die Leistung von Überstunden,
wenn er schriftsätzlich vorträgt, an welchen
Tagen er von wann bis wann Arbeit geleistet oder
sich auf Weisung des Arbeitgebers zur Arbeit be-
reitgehalten hat.

Das vom Senat für die Prüfung der Zulässigkeit
von Eingriffen in Versorgungsanwartschaften ent-
wickelte, dreistufige Prüfungsschema gilt wegen
der durch Art. 9 III GG garantierten Tarifautono-
mie nicht für ablösende tarifvertragliche Rege-
lungen.

Ein Kraftfahrer, dem vom Arbeitgeber bestimmte
Touren zugewiesen werden, genügt – unabhän-
gig davon, ob die zugewiesenen Fahrten jeden
Tag im Betrieb des Arbeitgebers beginnen und
enden – seiner Darlegungslast für die Leistung
von Überstunden, wenn er vorträgt, an welchen
Tagen er welche Tour wann begonnen und wann
beendet hat.

Bei Fahrern oder Beifahrern im Sinne des § 21 a
I ArbZG sind die Aufzeichnungen nach § 21 a VII
ArbZG geeignete Mittel der Rekonstruktion und
Darlegung erbrachter Arbeitszeiten. Der Nach-
weis der Unrichtigkeit der Aufzeichnungen ist
nicht ausgeschlossen.

§ 21 a III ArbZG hat allein arbeitszeitschutzrecht-
liche Bedeutung und ist für die Vergütungspflicht
des Arbeitgebers ohne Belang.

Ist arbeitsvertraglich eine Arbeitszeit in dem ar-
beitszeitrechtlich erlaubten Umfang vereinbart,
fallen bei Fahrern und Beifahrern im Sinne des §
21 a I ArbZG Überstunden dann und in dem Um-
fang an, in dem im Ausgleichzeitraum des § 21
a IV ArbZG im Durchschnitt 48 Stunden wö-
chentlich überschritten werden.
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gung nach § 173 InsO beanspruchen können,
zur anteilsmäßigen Befriedigung aus der Insol-
venzmasse nur berechtigt, soweit sie auf eine
abgesonderte Befriedigung verzichten oder bei
ihr ausgefallen sind. Dies hat nicht zur Folge,
dass die absonderungsberechtigten Insolvenz-
gläubiger ihre Forderung gegen die Insolvenz-
masse nicht vollumfänglich gerichtlich feststel-
len lassen könnten. Die Ausfallhaftung nach §
52 InsO wirkt sich erst bei der Verteilung der In-
solvenzmasse an die Insolvenzgläubiger, nicht
jedoch im Anmeldeverfahren aus.

Nach § 112 AktG wird eine Aktiengesellschaft
gegenüber dem Vorstand durch den Aufsichts-
rat vertreten. Die Norm findet beim Formwech-
sel von einer GmbH in eine Aktiengesellschaft
vor Eintragung des Rechtsformwechsels im
Handelsregister auf die umzuwandelnde GmbH
keine Anwendung. Etwas anderes gilt, wenn es
um Rechtsgeschäfte geht, die die Bestellung
des Vorstands der Aktiengesellschaft und mög-
licherweise die hierfür erforderlichen vertragli-
chen Vereinbarungen betreffen. Eine weiter ge-
hende Geltung des § 112 AktG für die GmbH ist
mit einer rechtssicheren Abgrenzung der Kom-
petenzen innerhalb des rechtsformändernden
Rechtsträgers nicht zu vereinbaren.

§ 112 AktG kann aufgrund seines Normzwecks
nicht nur für im Amt befindliche Vorstandsmit-
glieder, sondern auch für bereits ausgeschie-
dene Vorstandsmitglieder gelten. Auch Rechts-
geschäfte mit dem ehemaligen Geschäftsführer
einer in eine Aktiengesellschaft umgewandel-
ten GmbH können unter die Bestimmung fallen
und zwar unabhängig davon, ob die ehemalige
GmbH vor der Umwandlung über einen Auf-
sichtsrat verfügt hat.

Die Anwendung des § 112 AktG auf Rechtsge-
schäfte mit ehemaligen Organmitgliedern setzt
eine abstrakte Gefahr der Beeinträchtigung von
Gesellschaftsbelangen voraus. Diese ist – bei
typisierender Betrachtung – gegeben, wenn das
Verhalten der amtierenden Vorstandsmitglieder
von der Vorstellung beeinflusst werden kann,
eines Tages in eine ähnliche Situation zu gera-
ten wie das ehemalige Organmitglied. Hiervon
ist immer dann auszugehen, wenn das Rechts-
geschäft mit der Gesellschaft Fragen betrifft, die
den Fortbestand oder die Fortentwicklung von
Rechten und Pflichten aus der Organmitglied-
schaft selbst betreffen oder dort ihren Ursprung
haben. Steht das Rechtsgeschäft dagegen in
keinem Zusammenhang zur früheren Organ-
stellung oder deren Beendigung, verbleibt es
bei der Vertretungszuständigkeit des Vorstands
nach § 78 I AktG.

die Rettungsfahrzeuge übernommen wurden.
Aus dem Umstand, dass die Fahrzeuge zum
Übernahmezeitpunkt bereits „buchhalterisch“
abgeschrieben waren und dass die Kosten der
Anschaffung neuer Fahrzeuge mittelbar über
die Benutzungsentgelte von den Trägern der
Sozialversicherung „refinanziert“ werden,
ergab sich im Rahmen der Gesamtbewertung
nichts Abweichendes.

4 EuGH-Entscheidung vom 
27.04.2017: Grundsätzliche 
Fortgeltung dynamischer 
Bezugnahmeklauseln für 
Erwerber nach Betriebsüber-
gang

Art. 3 der RL 2001/23/EG des Rates vom
12.3.2001 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung
von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Über-
gang von Unternehmen, Betrieben oder Unter-
nehmens- oder Betriebsteilen in Verbindung
mmit Art. 16 der Charta der Grundrechte der
Europäischen Union ist dahin auszulegen, dass
sich im Fall eines Betriebsübergangs die Fort-
geltung der sich für den Veräußerer aus einem
Arbeitsvertrag ergebenden Rechte und Pflich-
ten auf die zwischen dem Veräußerer und dem
Arbeitnehmer privatautonom vereinbarte Klau-
sel erstreckt, wonach sich ihr Arbeitsverhältnis
nicht nur nach dem zum Zeitpunkt des Über-
gangs geltenden Kollektivvertrag, sondern auch
nach den diesen nach dem Übergang ergän-
zenden, ändernden und ersetzenden Kollektiv-
verträgen richtet, sofern das nationale Recht
sowohl einvernehmliche als auch einseitige An-
passungsmöglichkeiten für den Erwerber vor-
sieht (EuGH vom 27.04.2017 - C-680/15; C-
681/15 -, BeckRS 2017, 108049).

5 BAG-Entscheidung vom
20.09.2016: Vertretungsbe-
fugnis des Aufsichtsrats nach 
§ 112 AktG – „Widerruf“ 
einer Versorgungszusage

Zu seinem Urteil vom 20.09.2016 zu Fragen
des Widerrufs einer Versorgungszusage fasste
das BAG urteilsbegründende Leit bzw. Orien-
tierungssätze (BAG vom 20.09.2016 - 3 AZR
77/15 -, BeckRS 2016, 74468):

Nach § 52 S. 2 InsO sind Insolvenzgläubiger,
denen der Schuldner nicht nur persönlich haf-
tet, sondern die auch abgesonderte Befriedi-

Ist an die Stelle eines auf der Organmitglied-
schaft beruhenden Dienstverhältnisses ein Ar-
beitsverhältnis zwischen dem früheren Organ-
mitglied und der Aktiengesellschaft getreten, so
werden Rechtsgeschäfte, die ausschließlich des-
sen vertragliche Fortentwicklung oder Beendi-
gung regeln, nicht von § 112 AktG erfasst.

Einer Anwendung von § 112 AktG auf Rechts-
geschäfte ehemaliger Vorstandsmitglieder steht
nicht entgegen, dass diese inzwischen Mitglied
des Aufsichtsrats der Aktiengesellschaft sind.
Auch in diesem Fall greift der mit der Vorschrift
verfolgte Schutzzweck. Etwaigen Interessen-
konflikten ist dadurch Rechnung zu tragen, dass
das betroffene Aufsichtsratsmitglied bei der für
die Vornahme des Rechtsgeschäfts erforderli-
chen Beschlussfassung des Aufsichtsrats ent-
sprechend § 34 BGB nicht stimmberechtigt ist
oder sich im Fall eines dreiköpfigen Aufsichts-
rats lediglich der Stimme enthalten darf.

Selbst wenn es sich bei § 112 AktG um eine
bloße Vertretungsregelung handeln sollte, so
dass eine nachträgliche Genehmigungsfähig-
keit des entgegen den Vorgaben des § 112
AktG vom Vorstand abgeschlossenen Rechts-
geschäfts durch den Aufsichtsrat in Betracht
käme, würde dies erfordern, dass sich der Auf-
sichtsrat im Rahmen seiner nachträglichen Be-
schlussfassung konkret mit dem Rechtsgeschäft
und dessen wesentlichen Bedingungen be-
schäftigt. Nur damit wäre hinreichend gewähr-
leistet, dass sich die von § 112 AktG vorausge-
setzte Gefahrenlage beim Abschluss des Ge-
schäfts nicht verwirklicht hat und der
Schutzfunktion der gesetzlichen Regelung zu-
mindest nachträglich Genüge getan wird. Ein
Genehmigungsbeschluss des Aufsichtsrats, mit
dem pauschal alle ab einem bestimmten Zeit-
punkt abgeschlossenen Rechtsgeschäfte des
Vorstands vom Aufsichtsrat genehmigt wurden,
ist mit dem Schutzzweck des § 112 AktG
grundsätzlich nicht zu vereinbaren und deshalb
nichtig.

Die vom Senat entwickelten Grundsätze zum
Widerruf von Versorgungszusagen wegen gro-
ber Pflichtverletzung (vgl. BAGE 143, 273 =
NZA 2013, 1279) greifen nicht nur, wenn der
Arbeitnehmer seine vertraglichen oder nach-
vertraglichen Pflichten aus dem Arbeitsverhält-
nis gegenüber dem Arbeitgeber verletzt. Auch
grobe Pflichtverletzungen, die ein früherer Ar-
beitnehmer im Rahmen eines anderen Rechts-
verhältnisses mit seinem ehemaligen Arbeitge-
ber zu dessen Lasten begeht und die zu einem
existenzgefährdenden Schaden des ehemaligen
Arbeitgebers führen, können die Berufung des
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ehemaligen Arbeitnehmers auf sein Versor-
gungsversprechen nach § 242 BGB rechtsmiss-
bräuchlich machen.

Hat während der Dauer eines Beschäftigungs-
verhältnisses ein Wechsel von der Stellung als
Unternehmer zu der eines Arbeitnehmers statt-
gefunden, sind beim gesetzlichen Insolvenz-
schutz die Wertungen der §§ 7, 17 I 2 BetrAVG
zu beachten. In zeitlicher Hinsicht kann der In-
solvenzschutz durch den Pensions-Sicherungs-
Verein in einem solchen Fall allenfalls den Ren-
tenanteil erfassen, der auf die Zeiten entfällt,
die der Versorgungsempfänger wie ein Arbeit-
nehmer verbracht hat.

Zudem muss für die Frage des gesetzlichen In-
solvenzschutzes – unabhängig von der Umge-
hungsvorschrift in § 7 V BetrAVG – geprüft wer-
den, inwieweit Art und Höhe der bei dem Wech-
sel in das Arbeitsverhältnis vereinbarten
Versorgung durch die ehemalige Unternehmer-
eigenschaft bedingt sind. Geht die Versor-
gungszusage offensichtlich über das hinaus,
was bei einem Arbeitnehmer ohne frühere Un-
ternehmerstellung üblich wäre, besteht insoweit
kein Insolvenzschutz nach § 7 BetrAVG.

Ein Vorbehaltsurteil nach § 302 ZPO darf nicht
erlassen werden, wenn feststeht, dass die von
der beklagten Partei erklärte Aufrechnung un-
zulässig ist.

6 FG Rheinland-Pfalz -
Entscheidung vom 
15.06.2016: Zur Arbeitneh-
mereigenschaft eines Allein-
gesellschafter-Geschäftsfüh-
rers

Der Beteiligungsquote kommt für die Frage, ob
ein Gesellschafter-Geschäftsführer als Arbeit-
nehmer iSv § 1 Abs. 2 LStDV zu beurteilen ist,
keine entscheidende Bedeutung zu. (FG Rhein-
land-Pfalz vom 15.06.2016 - 1 K 1944/13 -,
BeckRS 2016, 95027).
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7 BFH-Entscheidung vom
23.11.2016: Vermögensüber-
tragung im Wege der 
vorweggenommenen 
Erbfolge gegen wieder-
kehrende Leistungen: 
Sonderausgabenabzug als 
Rente oder dauernde Last

Die Verpflichtung zu wiederkehrenden Barlei-
stungen in einem vor dem 1.1.2008 abge-
schlossenen Vermögensübergabevertrag ist als
Leibrente zu beurteilen, wenn die Vertragspar-
teien eine Abänderbarkeit der Höhe der Ren-
tenleistungen materiell-rechtlich von Voraus-
setzungen abhängig gemacht haben, die einer
Wertsicherungsklausel entsprechen. Dies gilt
selbst dann, wenn in diesem Zusammenhang
auf § 323 ZPO Bezug genommen ist. (BFH vom
23.11.2016 - X R 8/14 -, BeckRS 2017, 94496).

Die Steuerpflicht ist auf die Quote beschränkt,
die dem sozialversicherungsrechtlichen Höchst-
ausgleich entspricht. Sie ist zusätzlich begrenzt
auf den künftig der Besteuerung unterliegen-
den Anteil der Rente bei Rentenbeginn. Eine
Ausgleichszahlung für den Ausschluss des
schuldrechtlichen Versorgungsausgleichs war in
den Jahren 2006 und 2007 bei dem Berechtig-
ten nicht steuerbar.

8 BFH-Entscheidung vom
23.11.2016: Ausgleichszah-
lung zur Abfindung des 
Versorgungsausgleichs

Eine Ausgleichszahlung für den Ausschluss des
öffentlich-rechtlichen Versorgungsausgleichs im
Wege des Splittings oder des Quasi-Splittings
war in den Jahren 2006 und 2007 bei dem Be-
rechtigten dem Grunde nach als Entschädigung
für entgehende Einnahmen steuerpflichtig. (BFH
vom 23.11.2016 - X R 48/14 -, BeckRS 2017,
94388). Art. 16 Abs. 1 DBA-Südafrika ist dahin
zu verstehen, dass bei fehlender tatsächlicher
Besteuerung (hier: Nichtausübung eines beste-
henden Besteuerungsrechts im Ansässigkeits-
staat) von Ruhegehältern und ähnlichen Vergü-
tungen, die einer in einem Vertragsstaat ansäs-
sigen Person für eine frühere unselbständige
Tätigkeit gezahlt werden, dem Quellenstaat das
Besteuerungsrecht zusteht. Die Finanzbehörde
ist nicht gehindert, im Besteuerungsverfahren
gegenüber dem (ehemaligen) Arbeitnehmer
einen anderen, ungünstigeren Rechtsstand-

punkt zu vertreten als bei Erteilung einer Frei-
stellungsbescheinigung gegenüber dem Arbeit-
geber. Denn die Freistellungsbescheinigung
richtet sich an den Arbeitgeber und erzeugt
keine Bindungswirkung gegenüber dem Steu-
erpflichtigen.

9 FG Baden-Württemberg -
Entscheidung vom 
22.12.2015: Verzicht auf 
Pensionsansprüche eines 
Gesellschafter-Geschäftsfüh-
rers – verdeckte Einlage – 
Zufluss von Lohn

Verzichtet ein beherrschender Gesellschafter-
Geschäftsführer auf seine werthaltigen Pensi-
onsansprüche und hat dies eine verdeckte Ein-
lage zur Folge, fließt ihm in Höhe des Verzichts
Arbeitslohn zu. (FG Baden-Württemberg vom
22.12.2015 - 8 K 380/13 -, BeckRS 2016,
94730). Dem steht nicht entgegen, dass der
Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH for-
mal nicht unter das Gesetz zur Verbesserung
der betrieblichen Altersversorgung (BetrAVG)
fällt.Besteuerung (hier: Nichta

Rechtsanwendung

1 Neues BMF-Schreiben vom
24.05.2017: Einkommen-
steuerrechtliche Behandlung 
von Vorsorgeaufwendungen

Das genannte BMF-Schreiben ist abrufbar unter
www.kenston-pension.de/index.php/rechtsser-
vice/bmf-schreiben. Zur Klärung Ihrer diesbe-
züglichen Fragestellungen steht Ihnen die Ken-
ston Pension GmbH sehr gerne zur Verfügung.
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Mit freundlicher Unterstützung:
Kenston Pension GmbH 
Kaiser-Wilhelm-Ring 27 - 29
50672 Köln
Tel. +49 (0) 221 99 2222 3 - 0 
Fax +49 (0) 221 99 2222 3 - 50

info@kenston-pension.de 
www.kenston-pension.de
www.kenston-akademie.de

Kenston Pension

Zum Herausgeber des Newsletters:

Die Kenston Pension GmbH fungiert, in ihrer Funktion als gerichtlich zugelassene Rentenberatungskanzlei für die betriebliche Altersversorgung, 
als Rechts- und  Spezialdienstleister, der sich  ausschließlich auf die Themengebiete der  betrieblichen  Altersversorgung und der Zeitwertkonten 
konzentriert. 

Geschäftsführer der Kenston Pension GmbH ist Herr Sebastian Uckermann.

Herr Uckermann, gerichtlich zugelassener Rentenberater für die betriebliche Altersversorgung, ist neben seiner Tätigkeit für die Kenston Pension GmbH,
Leiter der KENSTON Unternehmensgruppe, Vorsitzender des Bundesverbandes der Rechtsberater für betriebliche Altersversorgung und Zeitwertkonten e.V.
sowie Autor zahlreicher Fachpublikationen auf dem Gebiet der betrieblichen Altersversorgung und der Zeitwertkonten. Darüber hinaus ist Herr Uckermann
Herausgeber eines Standardkommentars zur betrieblichen Altersversorgung im Beck-Verlag.

Herr Uckermann ist zudem in diesen  Themenbereichen als anerkannter Fachdozent für die rechts- und steuerberatenden  Berufe tätig.

Weitere Informationen zur Kenston  Pension GmbH erhalten Sie unter www.kenston-pension.de und www.kenston-akademie.de.
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Bundesverband der Rechtsberater 
für betriebliche  Altersversorgung 
und Zeitwertkonten e.V.

2 Neuer Standardkommentar
zur betrieblichen Altersver-
sorgung –
Gesamtdarstellung zu allen
Bereichen der bAV
Uckermann / Fuhrmanns / 
Ostermayer / Doetsch

Das Recht der betrieblichen
Altersversorgung

Zivil-, Arbeits-, Steuer-, Bilanz- und Sozi-
alversicherungsrecht – Kommentar.
Buch. In Leinen C.H.BECK 
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Zum Werk
Die betriebliche Altersversorgung als zweite
Säule der Alterssicherung hat in den vergange-
nen Jahren eine deutliche Stärkung erfahren.
Die Zahl der versorgungsberechtigten Arbeit-
nehmer hat sich weiter erhöht, die Zahl der An-
gebote hat sich deutlich vermehrt und die Be-
urteilung aller einschlägigen Rechtsfragen ist
immer komplexer geworden. Im Zusammenspiel
von Zivil-, Arbeits-, Steuer-, Bilanz- und Sozial-
versicherungsrecht it die Haftungsgefahr stän-
dig gewachsen. Hier gibt das Werk Orientierung
und Antwort auf alle Fragen.

Neben der Kommentierung des BetrAVG, die
den Schwerpunkt des Werkes bildet, werden in
systematischen Darstellungen die Durchfüh-
rungswege der bAV sowie die Geschäftsführer-

und Vorstandsversorgung behandelt:
• Kommentierung des BetrAVG
• Kommentierung zu Spezialbereichen der bAV

(z.B. Gleichbehandlungsverpflichtung, Versor-
gungsausgleich, Betriebsübergang, Insol-
venzschutz)

• Behandlung der Durchführungswege (Direkt-
zusage, Unterstützungskassenzusage, Direkt-
versicherungszusage, Pensionskassenzusage,
Pensionsfondszusage, Versorgungsanwart-
schaften, Finanzierung und bilanzielle Ausla-
gerung von Pensionsverpflichtungen)

• Geschäftsführer- und Vorstandsversorgung

Vorteile auf einen Blick
• Gesamtdarstellung zu allen Bereichen der
• betriebliche Altersversorgung
• mit Geschäftsführer und Vorstandsversor-

gung
• Praxiskommentar

Zu den Autoren
Herausgeber und Autoren sind langjährig er-
fahrene Praktiker aus Anwaltschaft, Versiche-
rungswirtschaft und Rentenberatung.

Zielgruppe
Für in der bAV beratende Anwälte, Rentenbe-
rater, Versicherungsunternehmen, Arbeitgeber-
verbände und Gewerkschaften, Unternehmen
mit Versorgungseinrichtungen, Personalräte, Be-
triebsräte.
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